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Dr. Gerd Landsberg 

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die Interessen 

der Kommunalen Selbstverwaltung der 

Städte und Gemeinden in Deutschland 

und Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 11.000 

Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag  

• Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund Sachsen-

Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

Solidarität mit Flüchtlingen  
weiter stärken 

 

-  Infrastruktur ausbauen 
- Überforderung der Kommunen beenden 

 
Die Krisen in der Welt, insbeson-

dere im Nahen und Mittleren Os-

ten, führen zu immer größeren 

Flüchtlingsströmen. Die deut-

schen Städte und Gemeinden 

bekennen sich zu ihrer humanitä-

ren Verpflichtung, Bürgerkriegs-

flüchtlinge und Asylbewerber auf-

zunehmen und ihnen zu helfen. 

Andererseits dürfen die Kommu-

nen aber auch nicht überfordert 

werden.  

 

Flüchtlingszahlen steigen weiter 

Diese Gefahr besteht, weil deren 

Zahlen immer weiter ansteigen. Gab 

es im vergangenen Jahr insgesamt 

127.023 Asylanträge in Deutschland, 

was einem Plus von 64 % gegen-

über dem Vorjahr entsprach, gehen 

Schätzungen für das Jahr 2014 von 

über 200.000 Asylbewerbern aus. 

Hinzu kommen die sogenannten 

„Kontingentflüchtlinge“, insbesonde-

re aus Syrien. Hier haben sich die 

Innenminister darauf verständigt, 

weitere 10.000 Bürgerkriegsflüchtlin-

ge aufzunehmen, nachdem zuvor 

über zwei humanitäre Aufnahmepro-

gramme 5.000 Bürgerkriegsflüchtlin-

gen Zugang gewährt wurde.  

 

Deutschland allein kann sicher nicht 

alle Flüchtlingsprobleme lösen. Not-

wendig ist eine gemeinsame euro-

päische Asyl- und Bürgerkriegs-

flüchtlingspolitik, die einen ge-

meinsamen Raum für Schutz und 

Solidarität gewährleistet. Dazu 

gehört auch eine Außen- und Ent-

wicklungspolitik, die die Fluchtursa-

chen in den Herkunftsländern be-

kämpft.  

 

Die Unterbringung, Versorgung 

und Integration von Asylbewer-

bern und Flüchtlingen ist eine 

gesamtstaatliche und gesamtge-

sellschaftliche Aufgabe. Bund, 

Länder und Kommunen müssen 

deshalb einen „Marshallplan 

Flüchtlingshilfe“ entwickeln, da-

mit Deutschland auf diese ge-

meinsame große Herausforderung 

in den nächsten Jahren vorberei-

tet ist.  

 

Zusätzliche zentrale Aufnahme-

einrichtungen notwendig 

Die Flüchtlingsströme werden durch 

die kriegerischen Auseinanderset-

zungen häufig kurzfristig und 

sprunghaft ansteigen. Darauf müs-

sen sich Bund und Länder durch die 

Schaffung weiterer zentraler Auf-

nahmeeinrichtungen besser vorbe-

reiten. Hier sollten die Flüchtlinge 

mindestens drei Monate bleiben, 
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damit ihre Verteilung in die Kom-

munen besser und gründlicher 

vorbereitet werden kann. Damit 

würde die Gefahr der Überforde-

rung der Städte und Gemeinden, 

die teilweise kurzfristig hunderte 

von Personen unterbringen müs-

sen, reduziert.  

 

Soweit – wie in Nordrhein-

Westfalen – private Sicherheits-

dienste in die Überwachung, den 

Schutz und die Kontrolle einge-

bunden sind, muss sichergestellt 

werden, dass hier nur geprüftes 

Sicherheitspersonal mit gutem 

Leumund (nachgewiesen durch ein 

erweitertes polizeiliches Führungs-

zeugnis) zum Einsatz kommt. Die 

Übertragung auf Subunternehmer 

ohne Zustimmung sollte ausge-

schlossen werden. Etwaige Über-

griffe auf Menschen in Not müssen 

hart bestraft werden, wie es das 

Land ja auch angekündigt hat. 

 

Infrastruktur ausbauen 

Wir müssen sicherstellen, dass die 

Flüchtlinge angemessen unterge-

bracht und versorgt werden. Viele 

Kommunen stoßen bei der Unter-

bringung längst an Kapazitäts-

grenzen. Deswegen sollten die 

Liegenschaften des Bundes (z. B. 

nicht mehr genutzte Kasernen, 

aber auch Gebäude der Länder) 

stärker einbezogen werden. Not-

wendig ist ein mit Bundes- und 

Landesmitteln ausgestattetes 

„Bau- und Umbauprogramm 

Unterbringung“. Mittelfristig ist es 

kostengünstiger, solide Einrichtun-

gen zu schaffen, die auf Dauer für 

diese Zwecke genutzt werden 

können, als kurzfristig teilweise 

überteuerte Hotels oder private 

Wohnungen anmieten zu müssen. 

Um die Umsetzung eines solchen 

Bauprogramms sicherzustellen, 

sollte im Baugesetzbuch klarge-

stellt werden, dass nach der gebo-

tenen Abwägung solche Einrich-

tungen jedenfalls für längere Zeit 

auch im Außenbereich bzw. in 

Gewerbegebieten möglich sind. 

Bundesrat und Bundesregierung 

haben eine entsprechende Ände-

rung des Baugesetzbuches noch 

für dieses Jahr in Aussicht gestellt.  

 

Kostendeckende Pauschalen 

unverzichtbar 

Die Kostenerstattung, die die 

Kommunen für die Unterbringung, 

Kleidung und Verpflegung der 

Menschen erhalten, ist nicht kos-

tendeckend. Die von den Ländern 

gezahlten Pauschalen decken 

teilweise noch nicht einmal 50 

Prozent des notwendigen Bedar-

fes. Hier besteht dringender Hand-

lungsbedarf. Andernfalls wird die 

notwendige Akzeptanz der Kom-

munen, weitere Flüchtlinge aufzu-

nehmen, gemindert. 

 

Gesundheitsfonds einrichten 

Die Städte und Gemeinden sind 

durch die teilweise extrem hohen 

Krankenkosten der Flüchtlinge 

erheblich belastet. Die im Bürger-

krieg erlittene Verletzungen (teil-

weise Traumatisierungen, insbe-

sondere bei Kindern) erfordern 

eine nachhaltige, andauernde und 

oft sehr kostspielige medizinische 

Versorgung. Das ist eine ge-

samtgesellschaftliche Aufgabe, 

die auch der Gesamtstaat finan-

zieren muss. Über einen Gesund-

heitsfonds könnte die Abwicklung 

organisiert werden.  

Flüchtlingshelfer  

im Bundesfreiwilligendienst 

Viele Menschen wollen sich für 

Flüchtlinge engagieren. Das sollte 

der Staat stärker unterstützen und 

könnte z. B. im Bundesfreiwilligen-

dienst weitere Plätze für Integrati-

ons- und Flüchtlingshelfer schaf-

fen.  

 

Schul- und Betreuungspro-

gramm für Flüchtlingskinder 

Zur Flüchtlingsbetreuung gehört 

unverzichtbar ein Schul- und Be-

treuungsprogramm für die Kinder, 

die teilweise monate- oder jahre-

lang nicht zur Schule gehen konn-

ten und an keinerlei Bildungsmaß-

nahmen Anteil hatten. Dabei soll-

ten die Länder zusätzliches Perso-

nal zur Sprachförderung einsetzen. 

In Bayern wird derzeit ein solcher 

Ansatz diskutiert. Zusätzlich muss 

sichergestellt werden, dass die 

Aufnahme von einzelnen Kindern – 

sei es in der Schule, oder im Kin-

dergarten –  nicht mit dem Hinweis 

abgelehnt wird, dass die zulässige 

Gruppengröße bereits erreicht sei. 

Vorübergehend sollten hier Aus-

nahmen möglich sein.    

 

Bürgerschaftliches Engagement 

für Flüchtlinge stärken 

Viele Menschen – insbesondere 

diejenigen, die selbst aus den Her-

kunftsländern stammen – sind 

bereit, Flüchtlinge „privat“ auf-

zunehmen. Das sollten wir för-

dern, zumal ein solches Engage-

ment die Akzeptanz von Flüchtlin-

gen in unserer Gesellschaft nach-

haltig fördern kann. Das setzt al-

lerdings voraus, dass die tatsächli-

chen und rechtlichen Vorausset-

zungen (Verwaltungsvorschriften) 



 
 

 
Deutscher Städte- und Gemeindebund │ Marienstraße 6 │ 12207 Berlin │ Telefon 030 77307-0 │ Telefax 030 77307-222 │ E-Mail: dstgb@dstgb.de 

Freitag, 31. Oktober 2014│ www.dstgb.de │ position@dstgb.de 

angepasst werden, um solche 

Unterbringungen – sei es bei Pri-

vatpersonen oder anderen gesell-

schaftlichen Gruppen wie bei-

spielsweise Kirchen – ermöglicht 

werden. 

 

 

Lage- und Kommunikations-

zentrum Flüchtlinge 

Bund, Länder und Kommunen 

sollten ein Lage- und Kommunika-

tionszentrum (z .B. beim Bundes-

ministerium des Inneren) schaffen. 

Hier sollten die Informationen ge-

sammelt, aufbereitet und der Öf-

fentlichkeit zur Verfügung gestellt 

werden. Wir müssen in der deut-

schen Gesellschaft für die humani-

täre Aufgabe der Flüchtlingsauf-

nahme immer wieder werben und 

uns mit dem Widerstand, der teil-

weise vor Ort entsteht, auseinan-

dersetzen. Auch viele gute Bei-

spiele, die aufzeigen, dass Flücht-

linge aus Lebensgefahr gerettet 

werden konnten, in Deutschland 

aufgenommen wurden und nach 

wenigen Monaten einen Arbeits-

platz fanden, könnten darüber 

kommuniziert werden.  

     

EU-Sonderbeauftragter  

für Flüchtlinge 

Die Flüchtlingsfrage ist eine ge-

samteuropäische Herausforde-

rung, die auch die EU in den 

nächsten Jahren vorrangig be-

schäftigen wird. Die vielfältigen 

Aktivitäten der EU sollten an der 

Stelle einer Sonderbeauftragten 

bzw. eines Sonderbeauftragten 

gebündelt und damit wirkungsvol-

ler umgesetzt werden. Dazu gehört 

auch eine gemeinsame europäi-

sche Außenpolitik, die die Flucht-

gründe in den Herkunftsländern 

bekämpft. Mit Blick auf die Wirt-

schaftsflüchtlinge aus EU-

Mitgliedsländern (Armutsmigration) 

ist hier die EU auch mit ihren 

Strukturfördermitteln in den Her-

kunftsländern besonders gefordert.  

 

Gleichzeitig ist eine gerechte 

Verteilung der Flüchtlinge auf 

alle europäischen Länder unver-

zichtbarer Bestandteil eines 

notwendigen europäischen Ge-

samtkonzepts. 

 

Flüchtlings- und Asylgipfel  

einberufen 

Bund und Länder haben sich im 

Rahmen des beschlossenen Asyl-

kompromisses auf wichtige ge-

meinsame Schritte in der Asylpoli-

tik verständigt. Die Festlegung, 

dass in Zukunft Serbien, Mazedo-

nien und Bosnien-Herzegowina als 

sichere Herkunftsländer eine 

schnelle Rückführung von Wirt-

schaftsflüchtlingen ermöglicht, ist 

ein wichtiges Signal. Diese Men-

schen kommen häufig aus bitterer 

Armut zu uns, doch ihre Probleme 

können wir nicht mit dem Asylrecht 

lösen. Wir müssen mit dazu bei-

tragen, dass sich ihre Lebensbe-

dingungen in den Herkunftsländern 

verbessern. Dies gilt umso mehr, 

als diese Staaten die Mitglied-

schaft in der EU anstreben. 

Gleichzeitig ist dies ein wichtiges 

Signal, dass wir entsprechend den 

Vorgaben unseres Grundgesetztes 

unsere Kräfte auf die wirklich poli-

tisch Verfolgten konzentrieren.  

 

Die erfolgreiche Annäherung zwi-

schen Bund und Ländern sollte 

eine gemeinsame Grundlage sein, 

mit den Kommunen gemeinsam 

einen Flüchtlingsgipfel einzuberu-

fen. Hier könnten die vorgeschla-

genen Maßnahmen – kostende-

ckende Pauschalen, Gesundheits-

fonds, Erweiterung des Bundes-

freiwilligendienstes, Stärkung des 

bürgerschaftlichen Engagements 

für Flüchtlinge und die Einrichtung 

eines gemeinsamen Kommunikati-

onszentrums – verabredet werden. 

Ein solcher Gipfel wäre zugleich 

ein wichtiges politisches Signal für 

Deutschland, dass wir die Flücht-

lingsproblematik als gesamtgesell-

schaftliche Herausforderung be-

trachten und bewältigen. 

 

 

 

 

Berlin, 31. Oktober 2014 


